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Straffäll igenhilfe

Haft – und danach? 
Für eine erfolgreiche Resozialisierung 
sind gesicherte Wohnverhältnisse 
eine wesentliche Voraussetzung.
Die ersten Wochen nach der Haftentlassung sind für 
eine gelingende Resozialisierung von entscheidender 
Bedeutung. Bereits am ersten Tag der Inhaftierung 
sollte deshalb eine Klärung der persönlichen und 
sozialen Verhältnisse erfolgen. Bereits während der 
Haft muss die Wohnungsversorgung als Teil des 
Übergangsmanagements beginnen, entweder mit dem 
Erhalt der Wohnung oder einer Wohnungssuche bzw. 
Wohnungsvermittlung oder auch einer Vermittlung in 
ambulante Wohnprojekte oder stationäre Einrichtun-
gen. Eine längerfristige, verbindliche Terminierung der 
Entlassung erleichtert einen nahtlosen Übergang von 
der Haft in die Freiheit, so z. B. bei der Vermittlung in 
Angebote der freien Straffälligenhilfe.
Die Hilfen zur Entlassung sind nach dem Bayerischen 
Strafvollzugsgesetz (BayStVollzG) im Art. 79 Satz 
3 garantiert. Den Gefangenen ist u.a. zu helfen, eine 
Unterkunft nach der Entlassung zu finden.1

Bereits im Jahr 2009 setzte das Bayerische Staatsmi-
nisterium der Justiz eine Arbeitsgruppe „Übergangs-
management“ ein, um Empfehlungen und konkrete 
Maßnahmen zur Optimierung des Übergangsmanage-
ments auf den Weg zu bringen. In ihrem Abschluss-
bericht wird auf die Bedeutung einer gesicherten 
Wohnsituation als Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Resozialisierung hingewiesen. Die Empfehlungen der 
Arbeitsgruppe bezogen sich auf den Ausbau von Wohn-
projekten, befristete Mietausfallbürgschaften für Straf-
entlassene, Kooperation mit den Sozialhilfeträgern, 
Jobcentern, Wohnbaugenossenschaften und Trägern 
der freien Straffälligenhilfe sowie der Übernahme der 
Miete bei kurzzeitiger Inhaftierung.2 

Um aussagekräftige Informationen zum Wohnstatus 
der aus der Haft entlassenen Personen zu erhalten, 
hatte der kriminologische Dienst des bayerischen 
Justizvollzugs in den Jahren 2011 – 2013 die Entlass-
ströme der Gefangenen dokumentiert. Eine Übersicht 
über Entlassene ohne festen Wohnsitz vor und nach der 
Inhaftierung wurde erstellt und damit eine Bedarfsana-
lyse zum Ausbau von Wohneinrichtungen zu den Orten 
nach der Haftentlassung ermöglicht.3  
Die Versorgung mit Wohnraum nach der Haftentlassung 
gestaltet sich schwierig. Es ist kaum möglich, bereits 
während der Haft eine Wohnung anzumieten. Auch 
nach der Haftentlassung ist es wegen der angespannten 

Lage am Wohnungsmarkt schwer zu erreichen, eine 
geeignete und bezahlbare Wohnung zu finden. Viele 
haftentlassene Menschen sind bei der Wohnungssuche 
benachteiligt, weil sie Transferleistungen beziehen, 
einen negativen Schufa-Eintrag haben und gesell-
schaftlich stigmatisiert werden. Eine Entlassung aus 
der Haftanstalt mit dem Status „ohne festen Wohnsitz“ 
und das Unterkommen in prekären, ungesicherten Un-
terkünften erhöhen das Rückfallrisiko. 
Da haftentlassene Menschen einen erschwerten Zugang 
zum Wohnungsmarkt haben, ist eine Unterbringung in 
einer Obdachlosenunterkunft oft die Folge. Dort leben 
viele Menschen mit unterschiedlichen Problemlagen. 
Ein geordneter Tagesablauf ist in der Regel schwer 
möglich. Die Voraussetzungen, um ein geregeltes 
Leben führen zu können, sind meist nicht gegeben. 
Hinzu kommt, dass eine flächendeckende Versorgung 
mit betreuten Wohnungsangeboten für haftentlassene 
Menschen in Bayern in der Straffälligenhilfe noch nicht 
umgesetzt ist. Dabei haben viele Gefangene in den ers-
ten Tagen, Wochen und Monaten nach der Entlassung 
aus der Justizvollzugsanstalt große Schwierigkeiten, 
wieder Fuß zu fassen. Die Suche nach einer Wohnung 
und nach Arbeit sowie mangelnde tragfähige soziale 
Beziehungen erschweren die Wiedereingliederung.
Der Fachverband Evangelische Wohnungslosen- und 
Straffälligenhilfe (FEWS) setzt sich auch nachdrücklich 
für den flächendeckenden Ausbau von Fachstellen zur 
Verhinderung von Wohnungslosigkeit in Bayern ein.4 

Auf dem Fachtag „Was wirkt im Übergangsmanage-
ment?“ am 5. Juli 2018 im Justizpalast München entwi-
ckelte der Fachverband Evangelische Wohnungslosen- 
und Straffälligenhilfe im Diakonischen Werk Bayern 
e. V. folgende Empfehlungen, um die Wohnsituation 
und damit die gesellschaftliche Wiedereingliederung 
von inhaftierten und haftentlassenen Menschen zu 
verbessern.5 

Effektive Prävention durch eine einheitliche, 
geregelte Mietkostenübernahme ermöglichen

Wenn die Mietkostenübernahme für eine bestehende 
Wohnung während der Inhaftierung nicht beantragt 
wird, verlieren Gefangene oft ihre Wohnung aufgrund 
von fehlenden Mietzahlungen. Präventive Maßnahmen 
zur Vermeidung eines Wohnungsverlustes für einen 
bestimmten Haftzeitraum sollten deshalb bereits bei 
der Inhaftierung durch eine geregelte Mietkostenüber-
nahme für 12 Monate erfolgen.

Adäquate Wohnangebote ausbauen

Es besteht weiterhin Bedarf an einem flächendecken-
den Ausbau von Angeboten nach §§ 67 ff. SGB XII, 
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deren Finanzierung dem örtlichen bzw. überörtlichen 
Sozialhilfeträger obliegt. Ausreichende adäquate, ziel-
gruppen- und geschlechterspezifi sche Wohnangebote 
der freien Straffälligenhilfe erhöhen eine gelingende 
Integration, z. B. für Frauen, jüngere oder ältere Men-
schen, Menschen mit psychischen Auffälligkeiten oder 
Erkrankungen.

übergangsmanagement ausbauen und nachhaltig sichern

Eine wichtige Voraussetzung für ein gelingendes 
Übergangsmanagement ist eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Justizvollzugsanstalten, dem Sozial-
dienst und der freien Straffälligenhilfe. Die Fachkräfte 
des Sozialdienstes in den bayerischen Justizvollzugs-
anstalten haben eine zentrale und wichtige Funktion 
bei der Entlassvorbereitung. Der Sozialdienst in der 
Justizvollzugsanstalt koordiniert alle Maßnahmen 
innerhalb des Straffvollzugs. Maßnahmen für haftent-
lassene Menschen mit besonderem Hilfebedarf werden 
für die Zeit nach der Entlassung bis zur koordinierten 
Überleitung zwischen dem Sozialdienst in der Justiz-
vollzugsanstalt und den weiterführenden Diensten und 
Einrichtungen abgestimmt. Gute Erfahrungen gibt es 
bereits in der Zusammenarbeit zwischen dem Sozi-
aldienst und den freien Trägern der Straffälligenhilfe 
in einigen Justizvollzugsanstalten im Rahmen des 
Übergangsmanagements. Für eine gelingende Reso-
zialisierung ist ein weiterer Ausbau von Maßnahmen 
im Übergangsmanagement sowie der Sozialdienste in 
der Justizvollzugsanstalt dringend angezeigt. 

intensive entlassungsvorbereitung 
mit lockerungen ermöglichen  

Für Frauen und Männer, die kurz vor der Entlassung 
stehen, ist die Möglichkeit eines Bewerbungsgesprä-
ches für eine Wohnung und die Finanzierung eines 
mehrtägigen „Probewohnens“ für die stationären Ein-
richtungen der freien Straffälligenhilfe ein wertvolles 
Angebot. Damit kann die Eignung der geplanten am-
bulanten oder stationären Maßnahme sowohl seitens 
der Klient*innen als auch aus fachlicher Sicht der Ein-
richtung geprüft werden. Dazu bedarf es Lockerungen 
für Gefangene vor einer bevorstehenden Entlassung. 

Zusammenarbeit mit der Wohnungswirtschaft verstärken 

Die „Runden Tische“, die bei allen Justizvollzugsanstal-
ten einmal jährlich mit allen wichtigen Akteur*innen 
stattfi nden, sind überaus erfolgreich. Sie bieten eine 
gute Möglichkeit zur strukturellen Vernetzung und 
nutzen die Arbeitsebene. In Zukunft sollte gezielt die 
Wohnungswirtschaft eingeladen werden, um verbindli-
che Kooperationen und nach Möglichkeit auch Kontin-
gente von sozialgeförderten, dezentralen Wohnungen 
für diese Zielgruppe zu erhalten. 

Wissenschaftliche Wirkungsanalysen 
zum übergangsmanagement ermöglichen

Prekäre Wohnsituationen nach der Haftentlassung, die 
Unterkunft bei Bekannten, verdeckte Wohnungslosig-
keit bei Frauen und keine mietvertraglich abgesicherte 
Wohnung nach der Entlassung bergen  eine hohe Rück-
fallgefahr. Eine wissenschaftliche Begleitforschung im 
Rahmen der Analysen des Kriminologischen Dienstes 
sollte insbesondere auch zum Übergangsmanagement 
„Übergang von der Haft in die Freiheit“ in Auftrag 
gegeben werden.  
Der Ausbau des Übergangsmanagements ist eine 
wichtige Investition, die nicht nur den betroffenen 
Menschen zugutekommt, sondern auch dem Staat 
und unserer Gesellschaft. Dafür setzen sich die Di-
akonie Bayern mit ihrem Fachverband Evangelische 
Wohnungslosen- und Straffälligenhilfe (FEWS) 
gemeinsam mit den anderen Wohlfahrtsverbänden in 
Bayern ein. 

1 Bayerisches Strafvollzugsgesetz (BayStVollzG), Art. 79, abrufbar unter: https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayStVollzG-79
2 Optimierung des Übergangsmanagements in den bayerischen Justizvollzugsanstalten, Bericht der Arbeitsgruppe „Übergangsmanagement“, 
Oktober 2012, abrufbar unter:  https://www.justiz.bayern.de/media/pdf/projekte/uebergangsmanagement.pdf
3 Dokumentation von Entlassströmen, Kriminologischer Dienst des bayerischen Justizvollzugs, abrufbar unter: https://www.justiz.bayern.de/
justizvollzug/justizvollzug-in-bayern/kriminologischer-dienst/
4 Broschüre Wohnungsnot: Prävention der Schlüssel, Forschungsergebnisse einer Studie über Fachstellen zur Verhinderung von Obdachlosigkeit 
(FOL) in Trägerschaft der Diakonie, Fachverband Evangelische Wohnungslosen- und Straffälligenhilfe, abrufbar unter: http://www.fews-bayern.
de/index.php?id=73#c294
5 Dokumentation des Fachtages „Was wirkt im Übergangsmanagement?“, Juli 2018, abrufbar unter: http://www.fews-bayern.de/uploads/media/
Fachtag_Was_wirkt_im_Uebergangsmanagement.pdf
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